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unverschuldet, aber vorsätzlich und
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welche noch über den Eintritt der
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und Verurteilung wegen fahrlässiger
Tötung führten, sind keine
Schädigungsfolgen des ursprünglichen
Angriffs der Getöteten, da die
Abwehrhandlungen des Klägers ab Eintritt
der Bewusstlosigkeit (= Ende des
ursprünglichen Angriffs) ein neues
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Theorie der wesentlichen Bedingungen
nicht durch den Angriff verursacht wurde.
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Datum -

I. Die Klage gegen den Bescheid vom 26.05.2023 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 10.10.2023 wird abgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

T a t b e s t a n d :

Zwischen den Beteiligten ist die HÃ¶he des Grades der SchÃ¤digung (GdS) nach
einer anerkannten Gewalttat streitig.
Der KlÃ¤ger ist am 1964 geboren. Er ist Diplom-Ingenieur (FH). Vor der Gewalttat
vom 19.5.2020 war er als Testanalyst bei einer Zeitarbeitsfirma beschÃ¤ftigt. Am
18.05.2020 war er von der Stadt M-Stadt in eine Festanstellung Ã¼bernommen
worden.
Am Morgen des 19.5.2020, als der KlÃ¤ger noch schlief, betrat seine
LebensgefÃ¤hrtin I. (im Folgenden: I.) mit ihrem SchlÃ¼ssel die Wohnung des
KlÃ¤gers. Sie litt, seit 2019 verstÃ¤rkt, an wahnhaftem Erleben und fÃ¼hlte sich
auch vom KlÃ¤ger verfolgt. Sie schlug dem schlafenden KlÃ¤ger in psychotischer
RealitÃ¤tsverkennung und mit TÃ¶tungsabsicht eine volle 1 l â�� Glasflasche
mehrmals auf den Kopf. Der KlÃ¤ger erlitt ein SchÃ¤del-Hirn-Trauma, eine
Nasenfraktur, eine Orbitabodenfraktur links und multiple Schnittwunden,
hauptsÃ¤chlich im Gesicht und am Kopf, aber auch an den Unterarmen. Nachdem
der KlÃ¤ger erwacht war, kam es zu einem Abwehrkampf. Als es dem KlÃ¤ger
schlieÃ�lich gelungen war, die I. bÃ¤uchlings am Boden liegend zu fixieren, nahm er
sie, wÃ¤hrend er auf ihr lag, von hinten in den â��Schwitzkastenâ��, indem er
seinen linken Unterarm im Bereich ihres Kinns positionierte und sodann krÃ¤ftig zu
sich heranzog, wobei vier UnterkieferfrontzÃ¤hne von I. herausbrachen. Nach 8-14
Sekunden des DrÃ¼ckens wurde I. bewusstlos. In der irrigen Annahme, I. wÃ¼rde
ihn sofort wieder attackieren, sobald er sie loslieÃ�e, erhielt der KlÃ¤ger den
â��Schwitzkastenâ�� mindestens 3 Minuten lang ununterbrochen aufrecht. Nach
einer Phase des RÃ¶chelns trat bei I. der Atemstillstand ein. Reanimationsversuche
der herbeigerufenen SanitÃ¤ter sowie im Krankenhaus blieben erfolglos, I. verstarb.
Drei Wochen nach der Gewalttat kam der KlÃ¤ger unter dem Tatvorwurf des
vorsÃ¤tzlichen Totschlags in Untersuchungshaft.
Am 21.9.2020 beantragte der KlÃ¤ger beim Beklagten OpferentschÃ¤digung.
Der Beklagte wartete zunÃ¤chst den Ausgang des Strafverfahrens gegen den
KlÃ¤ger ab.
Das LG A-Stadt I verurteilte den KlÃ¤ger am 30.6.2021 wegen fahrlÃ¤ssiger
TÃ¶tung (Aktenzeichen Ks XYZ), nicht aber wegen vorsÃ¤tzlichen Totschlags. Das
LG ging davon aus, dass der Angeklagte bei Anwendung des WÃ¼rgegriffs einem
Erlaubnistatbestandsirrtum unterlag, da er irrig befÃ¼rchtete, I. werde ihn nach
Lockerung des Griffs sofort wieder lebensbedrohlich angreifen. Allerdings sei der
Irrtum des KlÃ¤gers fahrlÃ¤ssig gewesen, weshalb eine Verurteilung wegen
fahrlÃ¤ssiger TÃ¶tung zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und zwei Monaten,
ausgesetzt zur BewÃ¤hrung, erfolgte.
Der KlÃ¤ger verlor infolge des Strafverfahrens seine Arbeitsstelle bei der Stadt M-
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Stadt.
Mit Schreiben vom 07.02.2022 teilte der KlÃ¤ger dem Beklagten mit, seine
kÃ¶rperlichen SchÃ¤den seien inzwischen weitgehend ausgestanden, er habe noch
gewisse GefÃ¼hlsirritationen im Gesicht, auch seien drei ZÃ¤hne noch leicht taub
und Narben zum Teil noch deutlich sichtbar. Bei Gelegenheit einer Nasen-OP am
20.2.2022 sei noch eine SchÃ¤digung an der Nase festgestellt und korrigiert
worden. Psychisch sei er weiter stark belastet durch das Geschehen, wegen des
Ã�berfalls an sich, und weil er seine LebensgefÃ¤hrtin vermisse und sich Gedanken
um ihren kleinen Sohn mache, im Ã�brigen auch wegen der Untersuchungshaft und
der damit verbundenen Probleme bei der Jobsuche.
Der Beklagte holte einen Befundbericht des Psychiaters und Psychotherapeuten B.
ein. Dieser berichtet am 17.2.2022, er habe den KlÃ¤ger im Jahre 2021 dreimal
behandelt, er sei durch die LebensumstÃ¤nde und die Haftstrafe traumatisiert
gewesen. Unter dem 30.8.2021 berichtet B., der KlÃ¤ger sei insbesondere durch
das Verhalten der Justiz und durch die Untersuchungshaft traumatisiert.
Der Psychotherapeut L. berichtete am 23.2.2022, der KlÃ¤ger befinde sich seit
September 2021 bei ihm in Verhaltenstherapie. Es bestÃ¼nde eine mentale
Belastung durch den Angriff, durch die TÃ¶tung seiner LebensgefÃ¤hrtin und den
GefÃ¤ngnisaufenthalt, ferner Angstreaktionen durch Erinnerungsspuren an die
BegleitumstÃ¤nde des Todes von I.
Der Beklagte lieÃ� zu den SchÃ¤digungsfolgen und zum Grad der SchÃ¤digung ein
psychiatrisches Gutachten von W. erstellen. Als nachgewiesenes schÃ¤digendes
Ereignis sollte dabei laut Gutachtensauftrag die KÃ¶rperverletzung vom 19.5.2020
berÃ¼cksichtigt werden.
W. erstellte sein Gutachten am 23.6.2022, basierend auf den vorliegenden
medizinischen Unterlagen und einer Untersuchung des KlÃ¤gers vom 22.6.2022.
Im Rahmen der Untersuchung gab der KlÃ¤ger an, am Anfang habe ihn vor allem
bewegt, dass I. tot war. Nach der Verhaftung sei die von ihm als ungerecht
empfundene Behandlung im Vordergrund gestanden. Er habe wegen des von der
Staatsanwaltschaft angenommenen Verdachts eines vorsÃ¤tzlichen Totschlags
seinen Job verloren, sei aus dem Sportverein, in dem er Trainer fÃ¼r Taekwondo
gewesen war, rausgeschmissen worden, habe jetzt eine schlechter bezahlte Arbeit
und sei sozial isoliert. Er mÃ¼sse die erheblichen Gerichtskosten des
Strafverfahrens Ã¼bernehmen und sehe sich auch zivilrechtlichen
SchadensersatzansprÃ¼chen ausgesetzt. Er empfinde enttÃ¤uschte Liebe, Hass
und Ratlosigkeit wegen des Vorgehens der Justiz. Auch die UrteilsbegrÃ¼ndung des
LG sei vollkommen ungerecht. Das Gerichtsverfahren Ã¼berlagere die Sache selbst.
Er habe nicht merken kÃ¶nnen, dass I. bewusstlos war.
W. stellt bei der Untersuchung fest, dass bei Schilderung des Angriffs der I. keine
Vermeidungstendenzen zu erkennen waren.
Als SchÃ¤digungsfolge geht W. von einer prolongierten AnpassungsstÃ¶rung mit
depressiver Reaktion aus, der GdS betrage 30. Diese SchÃ¤digungsfolge wÃ¤re aus
Sicht von W. ohne die Gewalttat nicht eingetreten, die Gewalttat sei mit
Wahrscheinlichkeit alleinige Ursache. Dabei wird nicht zwischen den Folgen des
Angriffs der I. und den Folgen der Abwehrhandlungen des KlÃ¤gers differenziert.
Eine PTBS kann laut W. nicht diagnostiziert werden, da es an den diagnostischen
Kriterien der Vermeidung und der Hypervigilanz fehle, ebenso an Intrusionen. Bei
dem anhaltenden episodischen Erinnern, das beim KlÃ¤ger festzustellen sei,
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handele es sich nicht um Intrusionen in diesem Sinne.
Im Vordergrund stehe beim KlÃ¤ger das Bedauern des dramatischen Endes der
Beziehung zu I., die mangelnde Zukunftsperspektive, der als ungerecht
empfundene Strafprozess mit seinen wirtschaftlichen und sozialen Konsequenzen.
Zentrales Thema seien fÃ¼r den KlÃ¤ger die Minuten/Sekunden um den Tod der I.
Ein Vorschaden in psychischer Hinsicht sei nicht bekannt, ein Nachschaden nicht
ersichtlich. Eine besondere berufliche Betroffenheit sei nicht zu berÃ¼cksichtigen.
In einer versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme auf chirurgischem Fachgebiet von
K. vom 05.07.2022 wurden die kÃ¶rperlichen SchÃ¤digungsfolgen des Angriffs der I.
bezeichnet und mit einem GdS von 10 bewertet.
In einer weiteren versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme auf psychiatrischem
Fachgebiet von B1.vom 06.03.2023 wird ausgefÃ¼hrt, es sei schlÃ¼ssig, dass das
Erleben des Angriffs und der Ã�bergang zur Selbstverteidigung einschlieÃ�lich der
fatalen Folgen nicht als getrennte psychische und kognitive AblÃ¤ufe zu sehen
seien. Die Bewertung des psychischen Zustands mit einem GdS/GdB von 30 sei
schlÃ¼ssig, allerdings durchaus von der VerÃ¤nderung der LebensumstÃ¤nde als
Nachschaden abzugrenzen. Auf psychiatrischem Fachgebiet sei als
SchÃ¤digungsfolge eine AnpassungsstÃ¶rung mit verlÃ¤ngerter depressiver
Reaktion mit einem Einzel-GdS von 20 festzustellen, der Gesamt-GdS betrage
ebenfalls 20, der Gesamt-GdB hingegen 30.
Mit dem hier streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid vom 26.5.2023 stellte der Beklagte
folgende SchÃ¤digungsfolgen fest:
â��Â Â  reizlose, zum Teil mit leichtgradiger Keloid-Bildung verheilte multiple
Narben im Bereich des SchÃ¤deldachs, des GesichtsschÃ¤dels, insbesondere des
linken Ohres (Vorderseite), oberhalb des linken Ohres und der linken Wange mit
geringen sensiblen StÃ¶rungen und geringgradiger kosmetischer
BeeintrÃ¤chtigung, sensible StÃ¶rungen im Bereich der FrontzÃ¤hne des linken
Oberkiefers. Reizlose multiple Narbenbildungen nach Parierverletzungen im Bereich
beider Ober- und Unterarme, rechts Ã¼bergreifend auf das Handgelenk, im Bereich
der Streckseite des linken Mittelfingers und im Bereich der HandinnenflÃ¤che links
ohne Kontrakturen und ohne wesentliche Keloidbildung, reizlose kaum mehr
erkennbare Narbenbildung im Bereich der rechten GesÃ¤Ã�hÃ¤lfte.
MÃ¤Ã�iggradige Behinderung der Nasenatmung durch Nasenbeinfraktur
â��Â  AnpassungsstÃ¶rung mit verlÃ¤ngerter depressiver Reaktion
Der GdS betrage 20. Versorgungsrente stehe nicht zu.
Eine HÃ¶herbewertung des GdS wegen besonderer beruflicher Betroffenheit komme
schon deshalb nicht in Betracht, weil kein GdS von wenigstens 30 vorliege.

Der KlÃ¤ger erhob Widerspruch. Aus seiner Sicht ist der GdS aus medizinischen
GrÃ¼nden mit mehr als 20 festzustellen, auch liege durchaus eine besondere
berufliche Betroffenheit vor. Ferner seien weitere SchÃ¤digungsfolgen festzustellen
in Form einer PTBS und einer depressiven StÃ¶rung.
Der KlÃ¤ger weist darauf hin, dass W. einen Nachschaden explizit verneint habe.
Die Differenzierung der KausalitÃ¤t fÃ¼r die psychische StÃ¶rung sei schwer
mÃ¶glich. Der KlÃ¤ger sei Ã¼berraschend drei Wochen nach der Tat auf der
StraÃ�e verhaftet worden und dann ein Jahr in Untersuchungshaft gewesen unter
dem Vorwurf des Totschlags. Verurteilt worden sei er letztlich nur wegen
fahrlÃ¤ssiger TÃ¶tung. Die Folgen der Inhaftierung kÃ¶nnten aus dem GdS nicht
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herausgerechnet werden. Im Ã�brigen sei es fragwÃ¼rdig, dass der KlÃ¤ger die
Strangulation frÃ¼her hÃ¤tte beenden und dies auch erkennen mÃ¼ssen, wie im
Strafurteil ausgefÃ¼hrt.

Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 10.10.2023
zurÃ¼ckgewiesen. Nach der Theorie der wesentlichen Bedingungen seien keine
weiteren GesundheitsstÃ¶rungen mit Wahrscheinlichkeit durch die Gewalttat
verursacht worden. Ursache fÃ¼r die Inhaftierung, den belastenden Verlust, die
Belastung im Strafverfahren und dessen persÃ¶nliche und finanzielle Folgen sei nur
die rechtskrÃ¤ftig abgeurteilte fahrlÃ¤ssige TÃ¶tung. Die eigentliche Gewalttat im
Sinne von Â§ 1 OEG sei nur im Sinne der Ã�quivalenztheorie kausal und somit nicht
wesentliche Bedingung. Im Ã�brigen sei eine PTBS nach W. nicht festzustellen.

Der KlÃ¤ger erhob Klage, eingegangen beim Sozialgericht MÃ¼nchen am
18.10.2023. Zur BegrÃ¼ndung wird ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, die Gewalttat
kÃ¶nne nicht hinweggedacht werden, ohne dass die SchÃ¤digungsfolgen entfallen
wÃ¼rden. Der FahrlÃ¤ssigkeitsvorwurf im Strafverfahren sei nicht gerechtfertigt
und berÃ¼cksichtige nicht ausreichend die Lage, in der der KlÃ¤ger sich befand.
SchlieÃ�lich habe auch W. einen Nachschaden verneint.
WÃ¤hrend des laufenden Klageverfahrens wurde mit Bescheid vom 30.10.2023 ein
GdB von 30 festgestellt, basierend allein auf einem Einzel-GdB von 30 fÃ¼r eine
seelische StÃ¶rung.
Der Rechtsstreit wurde am 2.2.2024 mÃ¼ndlich verhandelt. Im Rahmen der
Verhandlung erklÃ¤rte der KlÃ¤ger, im Vordergrund stÃ¼nden bei ihm aktuell
Gedankenspiralen, insbesondere bezÃ¼glich der Strafverhandlung und der
Untersuchungshaft, auch Ã¼ber die Frage, was er damals mitbekommen habe von
der Bewusstlosigkeit. Er habe nicht mitbekommen, wie lange er auf I. gelegen habe.
Er habe einen Festlegegriff am Kinn angewendet und gehe daher nicht von einer
Strangulation aus. Als er zu sich gekommen sei, sei seine Hand am Kinn der I.
gewesen, nicht am Hals.

Der KlÃ¤ger beantragt,
den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheids vom 26.5.2023 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 10.10.2023 zu verurteilen, die SchÃ¤digungsfolgen aus
dem Bescheid vom 26.5.2023 sowie als weitere SchÃ¤digungsfolgen eine PTBS und
Ã¤ngstlich depressive StÃ¶rung mit einem GdS von mindestens 30 festzustellen,
diesen GdS wegen besonderer beruflicher Betroffenheit um zehn zu erhÃ¶hen und
dem KlÃ¤ger eine Grundrente nach einem GdS von mindestens 40 zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,die Klage abzuweisen.
Â Â Â Â  Â 
Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vortrags der Beteiligten
wird auf den Inhalt der Akte des Sozialgerichts MÃ¼nchen und der beigezogenen
Versorgungsakten Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die Klage ist zulÃ¤ssig, insbesondere wurde sie form- und fristgerecht zum
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zustÃ¤ndigen Sozialgericht MÃ¼nchen erhoben.
Die Klage hat in der Sache jedoch keinen Erfolg.
Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch gegen den Beklagten auf Feststellung weiterer
SchÃ¤digungsfolgen im Sinne von Â§ 1 Abs. 1 OEG. Ebensowenig besteht Anspruch
auf Feststellung eines hÃ¶heren GdS oder auf ErhÃ¶hung des GdS wegen
besonderer beruflicher Betroffenheit.
Der Beklagte hat mit dem Bescheid vom 26.5.2023 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 10.10.2023 zu Recht die oben genannten
SchÃ¤digungsfolgen mit einem GdS von 20 festgestellt. Der Bescheid ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.
GemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 OEG erhÃ¤lt derjenige, der infolge eines
vorsÃ¤tzlichen, rechtswidrigen tÃ¤tlichen Angriffs gegen seine oder eine andere
Person oder durch dessen rechtmÃ¤Ã�ige Abwehr eine gesundheitliche
SchÃ¤digung erlitten hat, wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen
Versorgung in entsprechender Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes (BVG).
Zwischen den Beteiligten unstreitig und auch aus Sicht des Gerichts nicht
anzuzweifeln ist, dass der KlÃ¤ger am 19.5.2020 Opfer eines schwerwiegenden
tÃ¤tlichen Angriffs seiner LebensgefÃ¤hrtin I. wurde. Auch wenn I. in wahnhafter
RealitÃ¤tsverkennung handelte, war ihr Angriff mit der Glasflasche gleichwohl
rechtswidrig und vorsÃ¤tzlich. Die wahnhafte StÃ¶rung schlieÃ�t nur die
SchuldfÃ¤higkeit aus, nicht jedoch die VorsÃ¤tzlichkeit und die Rechtswidrigkeit des
Angriffs.
Die tatbestandlichen Voraussetzungen eines Versorgungsanspruchs des KlÃ¤gers
aus Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 OEG sind somit gegeben.
Allerdings dauerte der tÃ¤tliche Angriff im Sinne von Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 OEG nicht
Ã¼ber den Eintritt der Bewusstlosigkeit der I. hinaus an.
Dass der Angriff ab diesem Zeitpunkt objektiv beendet war, liegt auf der Hand, da
sie im Zustand der Bewusstlosigkeit zu irgendwelchen Handlungen nicht mehr in
der Lage war.
Die Tatsache, dass der KlÃ¤ger, wie auch das Strafgericht fÃ¼r erwiesen hielt, nicht
gemerkt hat, dass I. bewusstlos geworden war und ihre tÃ¤tlichen
Angriffshandlungen damit beendet waren, und nach einigen Sekunden der
Bewusstlosigkeit auch nicht mehr damit zu rechnen war, dass sie den tÃ¤tlichen
Angriff fortsetzen wÃ¼rde, Ã¤ndert nichts daran, dass es zu diesem Zeitpunkt
objektiv keinen tÃ¤tlichen Angriff mehr gab.
Ob der Irrtum des KlÃ¤gers Ã¼ber das Fortdauern der Notwehrlage fahrlÃ¤ssig war,
wie das LG angenommen hat, oder unverschuldet, wie der KlÃ¤ger meint, spielt
fÃ¼r die Beurteilung des Versorgungsanspruchs aus Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 OEG keine
Rolle.
MaÃ�geblich fÃ¼r VersorgungsansprÃ¼che aus Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 OEG ist aber die
Frage, ob objektiv ein Angriff vorlag, und wie lange dieser Angriff objektiv
andauerte.
Was sich nach Eintritt der Bewusstlosigkeit zugetragen hat, bildet ein neues
Tatgeschehen, und ist keine untrennbare Einheit mit dem ursprÃ¼nglichen
tÃ¤tlichen Angriff der I..
Auch am Gesetzeswortlaut von Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 OEG ist zu erkennen, dass das
Geschehen eines tÃ¤tlichen Angriffs mit anschlieÃ�enden Abwehrhandlungen, die
objektiv nicht durch eine Notwehrlage gerechtfertigt sind, nicht als einheitliche
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Ursache fÃ¼r etwaige SchÃ¤digungsfolgen anzusehen ist. Denn im
Gesetzeswortlaut heiÃ�t es:
â��Wer infolge eines (â�¦) tÃ¤tlichen Angriffs (â�¦) oder durch dessen
rechtmÃ¤Ã�ige Abwehr eine gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten hat (â�¦)â��.
HÃ¤tte der Gesetzgeber gewollt, dass ein Angriff und dessen Abwehr zwingend als
einheitliche Causa von SchÃ¤digungsfolgen zu betrachten seien, hÃ¤tte er
â��undâ�� statt â��oderâ�� formuliert.
Dem KlÃ¤ger ist natÃ¼rlich darin zuzustimmen, dass es zur TÃ¶tung der I. niemals
gekommen wÃ¤re, wenn I. ihn zuvor nicht massiv angegriffen hÃ¤tte. Insofern sind
seine Abwehrhandlungen im Sinne der Ã�quivalenztheorie durchaus als Causa fÃ¼r
die Gesamtheit seiner seelischen StÃ¶rung anzusehen. Eine UrsÃ¤chlichkeit im
Sinne der Ã�quivalenztheorie jedoch reicht fÃ¼r die Anerkennung von
SchÃ¤digungsfolgen nicht aus. Vielmehr gilt die Theorie der wesentlichen
Bedingung. Eine wesentliche Bedingung fÃ¼r die Gesamtheit der seelischen
Gesundheitsprobleme des KlÃ¤gers liegt aber in dem Geschehen, das dem
tÃ¤tlichen Angriff nach dessen Beendigung folgte. Hierzu wird auf die zutreffende
BegrÃ¼ndung des Widerspruchsbescheids Bezug genommen.
Als SchÃ¤digungsfolgen kÃ¶nnen daher nur diejenigen gesundheitlichen
SchÃ¤digungen berÃ¼cksichtigt werden, die auf dem eigentlichen tÃ¤tlichen Angriff
der I. beruhen. Nicht zu berÃ¼cksichtigen hingegen ist alles, was sich nach dem
Eintritt der Bewusstlosigkeit der I. zugetragen hat.
Diesem Ergebnis steht nicht entgegen, dass der KlÃ¤ger davon ausgegangen war,
der Angriff dauere an. Zwar ist in Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 OEG geregelt, dass die
Anwendung von Satz 1 nicht dadurch ausgeschlossen ist, dass der Angreifer in der
irrtÃ¼mlichen Annahme von Voraussetzungen eines Rechtfertigungsgrundes
gehandelt hat. Diese Regelung gilt aber nicht fÃ¼r die SchÃ¤digungsfolgen, die bei
demjenigen eintreten, der Notwehrhandlungen ausfÃ¼hrt (also beim KlÃ¤ger),
sondern fÃ¼r die SchÃ¤digungsfolgen, die beim Adressaten dieser
Notwehrhandlungen (also bei I.) eintreten. Denn â��Angreiferâ�� im Sinne von Satz
2 ist der KlÃ¤ger, nicht I. Die Vorschrift dient nicht dazu, psychische Folgen, die sich
fÃ¼r den Angreifer aus dem Geschehen in Putativnotwehrnotwehr ergeben, als
SchÃ¤digungsfolgen zu entschÃ¤digen, sondern dazu, demjenigen, der durch in
Putativnotwehr vollzogene Handlungen eine gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten
hat, die MÃ¶glichkeit der Versorgung zu erÃ¶ffnen, obwohl kein rechtswidriger
Angriff im Sinne von Satz 1 vorliegt.
Insofern ist bei Feststellung der SchÃ¤digungsfolgen und des GdS allein das
Geschehen zu berÃ¼cksichtigen, das sich bis zum Eintritt der Bewusstlosigkeit
zugetragen hat.
Daher ist bei WÃ¼rdigung des medizinischen SachverstÃ¤ndigengutachtens von W.
zu beachten, dass dieser zu Unrecht davon ausgegangen war, auch die psychischen
Folgen, die sich aus den Abwehrhandlungen des KlÃ¤gers mit fatalem Ausgang
ergeben, seien bei Zumessung des GdS zu berÃ¼cksichtigen.
Da es sich bei der Frage, welches Geschehen der Gewalttat, deren Opfer der
KlÃ¤ger geworden ist, zuzuordnen ist, um eine Rechtsfrage handelt, ist die
Einordnung durch den medizinischen SachverstÃ¤ndigen insoweit nicht
maÃ�geblich.
Das SachverstÃ¤ndigengutachten von W. kann dennoch â�� unter
BerÃ¼cksichtigung des oben Gesagten â�� hinsichtlich der medizinischen
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Feststellungen als Grundlage fÃ¼r die Bewertung des GdS herangezogen werden.
Unstreitig zwischen den Beteiligten sind die zahlreichen kÃ¶rperlichen
SchÃ¤digungsfolgen, die vom Beklagten mit einem Einzel-GdS von 10 festgestellt
wurden.
Die psychischen SchÃ¤digungsfolgen sind zur Ã�berzeugung des Gerichts korrekt
festgestellt als prolongierte AnpassungsstÃ¶rung mit depressiver Reaktion.
Eine PTBS hingegen kann beim KlÃ¤ger nicht diagnostiziert werden, da es an
zwingenden diagnostischen Kriterien dafÃ¼r fehlt. Der KlÃ¤ger zeigt kein
Vermeidungsverhalten bezÃ¼glich der Gewalttat, er leidet nicht an Intrusionen oder
Hypervigilanz. Auch eine Ã¤ngstlich-depressive StÃ¶rung wurde von W. mit
nachvollziehbarer BegrÃ¼ndung nicht diagnostiziert.
Der GdS fÃ¼r die psychischen SchÃ¤digungsfolgen ist mit 20 ausreichend
festgestellt.
GemÃ¤Ã� Teil B 3.7 der Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tze sind leichtere
psychovegetative oder psychische StÃ¶rungen mit einem GdS von 0 â�� 20
festzustellen, stÃ¤rker behindernde StÃ¶rungen mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung
der Erlebnis-und GestaltungsfÃ¤higkeit (zum Beispiel ausgeprÃ¤gtere depressive,
hypochondrische, asthenische oder phobische StÃ¶rungen, Entwicklungen mit
Krankheitswert, somatoforme StÃ¶rungen) mit einem GdS von 30 â�� 40.
GemÃ¤Ã� Bescheid des Beklagten vom 30.10.2023 betrÃ¤gt der GdB des KlÃ¤gers
30. DÃeser Feststellung liegt ein Einzel-GdB von 30 fÃ¼r eine seelische StÃ¶rung zu
Grunde. Sie entspricht auch den gutachtlichen Ergebnissen von W., der unter
BerÃ¼cksichtigung sÃ¤mtlicher psychischer GesundheitsstÃ¶rungen einen GdS von
30 annimmt. Die seelische StÃ¶rung insgesamt ist also mit einem GdB von 30
zutreffend bewertet.
Den Befundberichten von B. und Herrn L. Ã¼ber die Behandlung des KlÃ¤gers in
den Jahren 2021 und 2022 ist zu entnehmen, dass schon in den Jahren 2021 und
2022 die Konsequenzen der Abwehrhandlungen des KlÃ¤gers im Vordergrund
standen, nicht hingegen die Konsequenzen des eigentlichen Angriffs der I. So hat
der KlÃ¤ger erhebliche soziale Folgen durch das Strafverfahren, insbesondere durch
die lange Untersuchungshaft hinnehmen mÃ¼ssen, einschlieÃ�lich des Verlusts des
Arbeitsplatzes und der sozialen Einbindung. Aus dem, was der KlÃ¤ger im Rahmen
der Untersuchung bei W. geÃ¤uÃ�ert hat, ebenso wie aus seiner Einlassung in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 02.02.2024, ergibt sich, dass sich daran auch im
Jahr 2023 und auch aktuell nichts geÃ¤ndert hat.
Somit steht fest, dass nicht die Gesamtheit der beim KlÃ¤ger vorliegenden
seelischen StÃ¶rung als SchÃ¤digungsfolge zu berÃ¼cksichtigen ist, der Einzel-GdS
also auf alle FÃ¤lle niedriger ist als 30.
Da der Beklagte fÃ¼r die kÃ¶rperlichen SchÃ¤digungsfolgen einen Einzel-GdS von
10, insgesamt aber einen GdS von 20 festgestellt hat, ist klar, dass er fÃ¼r die
SchÃ¤digungsfolge â��prolongierte AnpassungsstÃ¶rung mit depressiver
Reaktionâ�� einen Einzel-GdS von 20 zu Grunde legt.
Es erÃ¼brigt sich damit ein weiteres medizinisches SachverstÃ¤ndigengutachten im
Rahmen des Klageverfahrens, da zum einen feststeht, dass der Einzel-GdS fÃ¼r die
seelische StÃ¶rung weniger als 30 betrÃ¤gt, und zum anderen ein niedrigerer GdS
als 20 aufgrund des Verbots der reformatio in peius im Urteil ohnehin nicht hÃ¤tte
festgestellt werden dÃ¼rfen.
Ein hÃ¶herer GdS als 20 kann nicht in Betracht kommen angesichts der Tatsache,
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dass damit bereits Mehr als die HÃ¤lfte der insgesamt festzustellenden seelischen
StÃ¶rung der Gewalttat zugeschrieben wird, andererseits aber klar ist, dass der
KlÃ¤ger stÃ¤rker durch das Geschehen nach der Gewalttat mehr belastet ist, als
durch die Gewalttat selbst.
Auch die Tatsache, dass derzeit keine Notwendigkeit mehr besteht fÃ¼r eine
psychiatrische oder psychotherapeutische Behandlung, stÃ¼tzt dieses Ergebnis.
Soweit klÃ¤gerseits geltend gemacht wird, die Untersuchungshaft, die wegen des
Tatverdachts eines vorsÃ¤tzlichen Totschlags angeordnet worden war, sei
rechtswidrig gewesen, weshalb die Folgen dieser Untersuchungshaft als
SchÃ¤digungsfolgen berÃ¼cksichtigt werden mÃ¼ssten, Ã¼berzeugt dies nicht.
Denn die Untersuchungshaft beruhte nicht auf dem tÃ¤tlichen Angriff der I.,
sondern auf den Abwehrhandlungen des KlÃ¤gers. Die Frage, ob die
Untersuchungshaft rechtmÃ¤Ã�ig war oder nicht, spielt fÃ¼r die
streitgegenstÃ¤ndlichen AnsprÃ¼che daher keine Rolle.

Eine ErhÃ¶hung des GdS gemÃ¤Ã� Â§ 30 Abs. 2 BVG wegen besonderer beruflicher
Betroffenheit kommt schon deshalb nicht in Betracht, weil dies nach der
Rechtsprechung des BSG (BSG vom 18.10.1995, 9 RV 18/94) erst ab einem GdS von
30 in Betracht kommt. Denn Â§ 30 Abs. 2 BVG stellt eine HÃ¤rteregelung dar, die
grundsÃ¤tzlich erst zum Tragen kommen kann, wenn die Auswirkungen einer
Gewalttat so schwerwiegend sind, dass sie einen GdS von mindestens 30 bedingen.
Ferner ist dem Beklagten darin zuzustimmen, dass der Arbeitsplatzverlust nicht auf
der erlittenen Gewalttat, sondern auf dem Strafverfahren beruhte. Im Ã�brigen hat
der KlÃ¤ger zwischenzeitlich wieder einen Arbeitsplatz im angestammten
Berufsbereich gefunden.

Nach allem war die Klage vollumfÃ¤nglich abzuweisen. Der GdS ist mit 20
ausreichend festgestellt. Anspruch auf BeschÃ¤digtengrundrente besteht nicht, Â§
31 Abs. 1 Satz 1 BVG.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ausgang des
Verfahrens.

Â 
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